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Am 19. Mai 1956 ist in <einer Sitzung des Binnenverkrehrsausschusses der Wirt. 
schaftskrommission für Eur'Üpa (ECE) das Uebel'einkommen über den Beförde::: 
rungsv,ertrag im internationalen Str,aßengüterverkehr (Gonv,ention Relativre au 
Gontrat de Transport International dre Marchandises par Rroute) (CMR) unter::: 
zeichnet worden. Die CMR schafft rerstmaligeinheitliche Beförderungsbedingun::: 
g,en im internationalen Straßengüterv:erkrehr und stellt somit reine internationale 
Kor.aftverkehrsordnung dar. 

Mit der zunehmenden Bedeutung des internationalen Straßengüterverkreh'rs machte 
sich das Frehlen eines reinheitlichen Frachtrechts für diesen V,erkehr immer nach~ 
teiliger heme~kbar. V,or allem wirkte sich die v,erschiedenartige Regelung der 
Haftung des V,erkehrsunternehmers in den :einzdnen Ländern EUDOpas äußerst 
ungünstig aus und war reine Quelle dauernder Streitigkeiten. Die CMR schlIeßt 
daher -eine schw,er rempfundene Lück'e und holt dabei durch die Viereinheitlichung 
des Frachtrechts auf dem Gebiete des internationalen Straßengütervrerkrehrs eine 
R'ege1ung nach, wie sie für den internationalen' Güterverkrehr mit der Eisenbahn, 
in der Luft und in gewiss'em Umfangre ,auch zur See bel'eits seit langem besteht 
(Internationales Uebereinkrommen über den Eisenbahnfrachtv,erkehr von 1890, 
Brüsseler Se,erechtskonv'enUon von 1924 und Warschauer Luftpriv.atrechts~ 
abkrommen von 1929). 

,\Xl.egen der teilweise recht unterschiedlichen nationalen R,egefung des Fracht~ 
rrechts für den Straßengüterverkehr, die vron allen Staaten eine ,erhebliche K'Üm~ 
p:romißbel'eitschaft verlangte, gestaltete sich die Ausarbeitung der CMR recht 
schwierig. So dauerte res vlon dem rersten Entwurf, der der ECE im Jahre 1949 
v'Ün .einem Sachv,erständigenausschuß aus Vrertl'etern der Internationalen Handels::: 
kammer (ICC), des Internationalen Straßenvlerkrehrsv,erbandes (IRU), des Inter~ 
nati,onalen Instituts für die V,el'einheitlichung des Privatrechts und der Inter" 
nat10nalen Union der V,ersicherungsunternehmen im Jahre 1949 vorgelegt wurde, 
sieben Jahre bis zur ,endgültigen F.ertigstellung der CMR durch einenad hoc::: 
Arbeitsausschuß der ECE im Frühjahr 1956. . 

Wie sehr die CMR reinem Bedürfnis rentsprach, läßt sich auch daraus ersehen, 
daß sie am 19. Mai 1956 immerhin von zrehn Staaten unterzeichnet wurde, und 
zwar von der Bundesl'epublik -Deutschland, Oesterr,eich, Belgien, Luxemburg, 
den Niederlanden, p'ülen, Schweden, der Schweiz, Jugoslawien und Frankreieh. 
Gleichzeitig wurden vron der Bundesrepublik und anderen Staaten in Genf drd 
Zollkronv,enUonen unt·erzeichnet. Diese Zollkonventionen und die CMR wa11cn 
die ,ersten Abkrommen, die die Bunclesrepublik in ihrer Eigenschaft als Mitglied 
der ECE unterz'eichnet hat. Sie hatte zwar schon seit langem in Ausschüssen der 
ECE mitgearbeitet, war aber erst im Februar 1956 Mitglied der ECE geworden. 
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Die CMR ist r.atifikaHonsb.edürftig. Si,e tritt am neunzigsten Tage nach dem 
Zeitpunkt in Kraft, ,an dem fünf Staaten ihre Ratifikation~ IOder Beitrittsurkunde 
beim Generalsekretär der V'eDeinten Nationen hinterlegt haben. 

In sieben Kapiteln behandelt die CMR ihr.en Geltungshereich, die Haftung des 
Frachtführers für andeDe P,ersonen, den Abschluß und die Ausführung des 
Beförderungsvertr,ages, die Haftung des Frachtführers für Verlust, Beschädigung 
und Lieferfristüberschreitung, ReklamatLonen und Klagen, Beförderungen durch 
aufeinanderfolgende Frachtführer SoOwie die Nichtigkoeit von dem U eberein" 
kommen widersprechenden V,ereinbarungen. Ein weiteres achtes Kapitel enthält 
Schlußbestimmungen mit Vorschriften formeller Art, z. B. über Inkrafttreten und 
A'enderungen der CMR. 
Nachstehend soll dne Uebersicht über den Geltungshereich der CMR gegeben 
werden. 

a) Abgrenzung des Geltungsbel"eichs 

Die CMR "gilt für jeden V,ertrag über die ,entgeltliche Befördenmg voOn Gütern 
auf der Straße mittels Fahrz,eugen, wenn der Ort der U ebernah'me des' Gutes und 
der für die AblieEerung voOrgesehene Ort, wie sie im V,ertrage angegehen sind, 
in zwei v,erschicdenen Staa.ten liegen, von denen mindestens einer ein V'ertrags" 
staat ist. Dies gilt oOhne Rücksicht auf den WoOhnsitz und di,e Staatsangehörigkeit 
der P,arteien" (Artikel 1 Abs. 1 CMR). Hiernach' findet alsoO die CMR schon 
dann Anwendung, wenn lentweder nur das Abgangsland oder das Bestimmungs" 
land V,ertragsstaaten des Uebereinkommens sind. Bei der Ausarbeitung der CMR 
in Genf machten verschiedene Delegierte darauf aufmerksam, daß es ihnen 
zweifelhaft ,erscheine, ,ob Gerichte vlonNichtvertragsstaaten diese Bestimmung 
anerkennen würden. Zum V,ergleich \Y'Urde auch auf die engel'e Bestimmung 
voOn Artikel 1 § 1 des InternaHonalen Uebereinkommens über den Eisenbahn" 
frachtv,erkehr (CIM) hingewiesen, derzufolg.e die CIM nur Anwendung findet 
auf Sendungen voOn Gütern, die mit durchgehendem Frachtbrief zur Beförderung 
auf <einem W,ege ~lUfgegeben w.erden, der die Gebiete mindestens zweier V,ertrags" 
staaten berührt und ausschließlich Strecken um faßt, die in der nach Artikel 58 
CIM aufgestellten Liste bezeichnet sind. 
Es wurde daher der Antrag g,estellt, den GeltungsbeDeich: der CMR auf den FaU 
zu ;beschränken, daß sowohl der Abgangsort als auch der Bestimmungsort in 
V'ertragsstaaten läg,en. Mit Rücksicht auf die allgemein gewünschte möglichst 
weite Ausdehnung,des Geltungsber,eiches wurde also ,davoOn abg.es,ehen, zu v,er" 
langen, daß die g,esamte Beförderungsstrecke durch das Gebiet Vlon Vertrags" 
staaten führ,en müsse. Dte Mehrheit lehnte jedoch auch diesen ,eingeschränkten 

,Antrag ab. Sie hegründete ihre Haltung damit, daß die sogenannte "paramount" 
Klausd", w,onach 'es' g,enügt, daß lentweder nur das Abgangsland üder das 
Bestimmungsland V,ertragsstaaten sein müssen, aus Gründen der lechtsv,ereinheit" 
Hchung und ~echtsv,erdnfachung vorzuziehen sei. Auch werde die Bestimmung 
v,on Artikel 6 Abs. 1 (k) CMR ausreichen, zumindest in weitem Umfange die 
Anwendung des Uehereinkommens durch Gerichte von Nichtvertragsstaaten zu 
gewährleisten. Nach Artikel 6 Abs. 1 (k) muß der Frachtbrief die Angabe ent" 
halten, daß die Beförderung trotz einer gegenteiligen Abmachung den Be" 
stimmungen des Uebereinkommens unter Hegt. Im übrigen 'erklärte die Mehrheit, 
daß die "paramount" Klausel" dann kaum >eine praktische Bedeuhmg haben werde, 
wenn - wie zu lerwarten - :eine große Zahl von Ländern das Uebereinkommen 
unterz'Cichne. -
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b) Be:sdwänkung auf ,entg.eltliche Befö~derungen 

Dem Ueber'Cinkommen unterliegen nur ,,'entgeltliche" Beförderungen. Demgegen" 
üher gilt das Allgemeine Abkommen über dk wirtschaftliche Regelung des inter" 
naHonalen StraßenvIerkehrs vom 17. März 1954 für jede internaHonale Güter" 
beförderung, also auch dann, w,enn ,es sich um Güterbeförderungen für andere 
~andelt, di:~ - lentgegen de~ Bestimmungen des deutschen Rechts ....:... unentgel& 
hch ausgefuhrt werden. Dteser Unterschied ist bewußt gemacht worden weil 
man in Genf der Ansicht war, daß die Entgdtlichkeit Vorauss:etzung inshe.s;ndel'e 
für die Anwendung der Haftungsbestimmungen der,dem Bereich des Privatrechts 
angehörenden CMR sd, während das dem -öffentlichen Recht zugehörige Al1g~ 
meine Abkommen diese Einschränkung des Anwendungsber>eichs nicht zulasse. 

c) Begriff:des F,ahrzleuges 
"Fahrzeuge" im Sinne v,on Artikel 1 Abs. 1 'sind Kraftfahrzeuge, SaUelkraftfah'r" 
'z'euge, Anhänger und Sattelanhänger, wie ste in Artikel 4 des Abkommens über 
den Straßenv,erkehr vom 19. September 1949 defini:ert sind (Artikel 1 Abs. 2). 
In Genf war darauf hingewiesen worden, di:es,e DefiniHon des Begriffs F.ahr" 

"bd d " zeuge ,e,eute, , aß auch die,entgdtliche Beförderung v.on Gütern in Personen" 
kraftwagen und g,egebenenfalls sogar mit Krafträdern unter dasUebereinkommen 
falle. Trotzdem lentscmed sich: die Mehrheit für die Beibehaltung dieser Begriffs" 
bestimmung, weil sie der Auffassung war, daß jede entgeltliche Beförderung v:on 
Gütern mit Kraftfahrzeugen der CMR unterHegen inüsse und im übrigen entgelt" 
liehe Befönderungen v,on Gütern mit Bersonenkraftwagen und Krafträdern im 
int:ernat~onalen V,erkehr kaum vlÜfkämen. . 

d) Geltung auch ffu Beföl'iderU!ngen von StaatelIl oder staatlichlen Einrichtungen 
,oder Organisationen '. 

Das Uehereinkommen gilt nach Artikel 1 Abs. 3 auch dann, wenn in seinen 
Geltungsberdch fallende Beförderungen v,on Staaten IOder von staatlichen Ein" 
riehtung,cn oder OrganisaHonen durchgeführt werden. Diese Bestimmung war in 
Genf kaum umstritten. Ihl'e Aufnahme wunde für notwendig gehalten, um sach" 
lieh nicht zu l1echtfertigenden bedenklichen Einschränkungen des Anwendungs:< 
bel1eichs der CMR v,orzubeugen. . , 

e) AUsinahmen 
Das Uehel1ein~ommen gilt nach Artikel 1 Abs. 4 nicht für Beförderung.en, die 
:nach den Bestimmung,en internationaler P,ostübereinkommen durchgeführt wer" 
den, für ,die Beförderung Vlon Leichen und für die Beförderung v.on Umzugsgut. 
Ein in Genf gestellter Antrag, das Uebeneinkommen auch für die Beförderung 
v,on Umzugsgut gelten zu lassen, wunde mit der Begründung abgelehnt, daß es 
sieh hierbei um :eine Beföl1derung hesonderer Art handele, für die im großen 
Umfange hesondel'le Bedingungen gelten müßten, so daß große Teile qes Ueber" 
,einkommens zumindest nicht unmittelbar auf eine solche Beförderung anw,eridbar 
seien. Die Mehrheit war' aber ,ebenfalls der Ansicht, daß auch internationale 
Beförderungsbedingungen für den Transport v,on Umzugs gut geschaHen werden 
müßten, jedoch im Rahmen dnes besündel1en Uebereinkommens. Unter diesen 
Umständen kam 'es zur Aufnahme ,einer Erklärung in das Unterzdchnung5" 
pflOrokoll zur CMR, derzufolge sich di:e VIertragsstaaten verpflichten, über ein 
Uebereinkommen über den Beförderungsy:ertr.ag für Umzugsgut zu y,erhandeln. 
Was unkr der "Beförderung von Umzugs gut" zu verstehen ist, wird in der C:MR 
nieht definiert. Einige Delegierte hatten in Genf darauf hingewiesen, daß sich 
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aus dem Fehlen dner' solchen Begriffshestimmung ,erhebliche Schwierigkeiten 
ergeben würden. Andererseits war es aber im Rahmen der V,erhandlungen über 
die CMR nicht möglich, zu ,einer Einigung über den Begriff "Beförderung von 
Umzugsgut" zu gelangen. Dabei spielte teilweise die Erwägung mit, daß man, 
um diesen Begriff definierten zu können, lerst den Inhalt des künftigen Ueber" 
,einkommens über internationale Beförderungen von Umzugsgut kennen müsse. 
Die Mehrheit war-unter diesen Umständen der Auffassung, daß man die sich 
aus dem Fehlen der Begriffsbestimmung ergebenden Schw~erigkeiten in Kauf 
nehmen und die AusLegung des Begriffs vorläufig der R,echtsprechung über" 
lassen !müsse. 

f) V,eTbot abweichend,er Sonderv,erdnharung,en zwischen den Vertragsstaaten 

Zwe~ 'oder mehrseitige Sonderv,er:einbarungen zwischen den Vertragsstaaten, 
dte Abweichungen v,on den Bestimmungen der CMR ,enthalten, sind nach 
Artikel 1 Abs. 5 unzulässig. Ausgenommen sind nur Sondervereinbarungen unter 
V,ertragsstaaten, nach denen dte CMR nicht für ihren kleinen Grenzv,erkehr gilt, 
oder durch die für Beförderungen, die ausschließlich auf ihrem Staatsgebiet 
durchgdührt werden, dte V,erwendung eines das Gut vertretenden Frachtbriefs 
zlUIgdasse:n wird. 
Das ausdrückliche V,erbot abweichender zwei" oder mehrseitiger Sonderverdn" 
barung,en wUl1de deshalb aufg,enommen, weil in Genf teilweise die Ansicht ver" 

. treten wurde, 'es bestehe lein völkerr,echtlicher Grundsatz, daß die Bestimmungen 
eines mehrseitigen Abkiommens, soweit dieses nicht ausdrücklich etwas ander,es 
hesHmme, durch zweiseitige V,er,einbarungen im V,erhältnis ,zWischen zwei V'er" 
tragsstaaten des mehrseitigen Abkommens abgeändert wlerden könnten. Hierzu 
wurde von anderer Seite in Genf bemerkt, daß solche :ein mehrseitig.es Abkommen 
ändernden zweiseitigen Abkommen auch dann schon unzulässig sden, wenn sich 
das V,erhot derartiger zweiseitiger V,erdnbarungen bereits aus dem Gesamtinhalt 
des mehrseitigen Abkiommens ,ergebe. Dies,er Fall liege hier offensichtlich vor, 
w,eH die CMR das internationale Frachtrecht v,el1einheitlichen wol1e. Es werde 
also durch die Zulassung abweichender zweiseitiger V,ereinbarungen der Zweck 
der CMR gefährdet. Um ins,owdt jedoch aUe Zweifel auszuschließen. wurde das 
oben bezeichnete ausdrückliche V,erbot mit Ausnahmen lediglich für den kleinen 
Grenzverkehr und 'einen das Gut vertrdenden Frachtbrid aufgenommen. 

Frühere Entwürfe der CMR hatten :ein besonderes Kapitel mit Bestimmungen 
über ,einen das Gut v,ertretenden Fr,achtbdef enth'alten. Diese Bestimmungen 
wurden bei der ,endgültigen Fassung des Wortlauts der CMR gestrichen, weil man 
ganz überwiegend der Meinung war, angesichts der Schnelligkeit der Beförde" 
rungen im internationaLen Straßengüterv'erkehr und den im V,ergleich z. B. zu 
Beförderungen zwischen der Ost" und der W,estküste der V,ereinigten Staaten 
vlOn Amerika. verhältnismäßig kurz,en Beförderungsstrecken im ,europäischen 
Straßengüterv,erk,ehr bestehe kein Bedürfnis für einen das Gut vertrdenden 
Fr,achtbrief. Aus diesen Erwägung,en wurde auch ein Antrag abgelehnt, ein 
Zusatz protokoll über die Einführung dnes solchen Frachtbr'iefs zu schaffen, 
'Zu dem ,allen V,ertr.agsparteien der Beitritt offenstehen sollte. Die Ausnahme" 
hestimmung des Artikels 1 Abs. 5 über die Zulässigkeit von Sondervereinbarungen 
über die Einführung dnes das Gut vertretenden Frachtbriefs ist im übrigen zur 
V,ermeidung r,echtlicher Schwierigkeiten bewußt so eng gefaßt, daß sie keine 
~Anwendung findet, wenn die Beförderung im Transitv,erkehr über das Gebiet 
eines Staates führt, der an einer solchen Sondervereinbamng nicht beteiligt ist. 
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g) Befö~derung,en mit ,anderen Verkehrsmitteln ·auf einem Teil der Gesamtstrecke' 

Zu langen Erörterungen führte in Genf die Frage, ob und in welchem Umfang,e 
Brestimmungen für den Fall aufzunehmen seien, daß die Beförderung nur auf 
einem T,eil der Strecke mit Straßenfahrz,eugen, im übrigen aber mit anderen 
V,erkehrsmitteln durchgdührt wird. Zunächst war hierbei ,erwogen worden, in 
der CMR ausdrücklich zu besHmmeq, daß Beförderungen auf der Straße dann 
nicht der CMR unterlägen, wenn für sie nach Artikel 2 CIM die Bestimmungen 
der CIM gälten. Auf di,e ,Aufnahme 'einer solchen Bestimmung wurde jedoch 
v,erzichtet, w:eil man der Meinung war, daß nach der Fassung von Artikel 1 
Abs. 1 CMR die Bestimmungen der CMR grundsätzlich keine AnwendunO' 
fänden, wenn das Gut ,auf ,einem T'eil der Gesamtstr.ecke mit :einem andere~ 
V,erkdusmittel als ,einem Str.aßenfahrz,eug im Sinne v,on Artikel 1 Abs. 2 CMR 
befördert werde. 

Man w,ar sich jedoch in Genf allgemein darüber .einig, daß ,es notwendig sei, 
auch internaHonale Beförderungsbedingungen für den gemischten V,erkehr zu 
schaffen. Daher wurde in das Unterz,eichnungsprotokoll zur CMR eine Erklärung 
der V,ertr,agsstaaten aufgenommen, durch die sie sich verpflichten, über ein mehr" 
seitiges Abkommen über den Beförderungsv,ertrag für den gemischten V'erkehr 
zu v,erhandeln. 

Darüber hinaus wurde 'es für ,erfo.rderlich gehalten, in der CMR wenigste.ns 
dnen Sonderfall gemischter Beförderungen zu regeln, und zwar den, daß das 
mit dem Gut beladene Fahrzeug auf ,einem Tdl der Strecke ohneUmladung 
mit ,einemander,en Verkehrsmittel befördert wird. 

H~erüber besti:mmt Artikel 2 CMR folgendes: 

,,1. ,Wird das mit dem Gut beladene Fahrzeug auf ,einem T,eU der Stl1ecke zur See, 
mit der Eisenbahn, auf Binnenwasserstraßen oder auf dem Luftwege befördert 
und wird das Gut - abgesehen von Fällen des Artikds 14 - nicht umgeladen, 
so gilt dieses Uebereinkommen trotzdem für die g,esamte Beförderung. Soweit 
jedoch bewiesen wird, daß während der Beförderung durch das andere Ver" 
kehrsmittel leingetrretene V,erluste, Beschädigungen oder Ueberschreitung,en 

. Icler Lieferfrist nicht durch eine Handlung ,oder Unterlassung des Straß,en" 
fr.achtführers, sondern durch dn El1eignis v,erursacht worden sind, das nur 
während und wegen der Beförderung durch das andere Beförderungsmittel 
:cingetl1eten sein kann, bestimmt sich die Haftung des Straßenfrachtführers 
nicht nach diesem Uebereink,ommen, sondern danach, wie der Frachtführer 

. desander,en V,erkehrsmittels gehaftet hätte, wenn 'ein lediglich das Gut he" 
tr,effender Beförderungsv,ertr.ag zwischen dem Absender und ·dem Fracht,,· 
fülwer des anderen V,erkehrsmittels nach den zwingenden Vmschriften des für 
die Beförderung durch das andere V,erkehrsmittel geltenden R'echts geschlossen 
worden wäre. Brestehen jedoch keine solchen Vorschriften, so bestimmt sich 
die Haftung des Straßenfrachtfühl1ers nach dies,em Uebereink,ommen. 

2. Ist der Straßenfrachtfühl1er zugleich der Frachtführ,er des anderen V,erkehrs" 
mittels, s,o haftet ,er 'ebenfalls nach' Absatz 1, jedoch so, als ob sreine Tätigkeit 
.als Straßenfrachtführer und sdne Tätigkeit als Frachtführer des ander,en 
V,erkehrsmittels v,on z'wei verschiedenen P,ersonen au~geübt würden." 

Die R'egelung des Artikels 2 'gilt u. a. für internationale Huckepackverkehre und 
für Transporte, bei denen das Straßenfahrzeug mit dem beladenen Gut auf einem 
T,eil der Gesamtstrecke - z. B. im V,erkiehr mit England - über See befördert wird. 
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Die Verhandlungen über den Artikel 2 gestalteten sich in Genf äußerst schwierig, 
jedoch wurde ganz überwiegend von v.ornherein der Grundsatz anerkannt, daß 
der Absender das Recht haben müsse, ihm zustehende Schadensersatzfordenmgen 
für y,erlust, Beschädigung oderUeberschreitung der Lieferfrist stets gegen den 
Straßenfrachtführer geltend--zu machen, als'O auch, wenn die den Schaden ver~ 
ursachenden Er,eignisse bei der Beförderung des mit dem Gut beladenen Fahr~' 
zeuges auf 'einem anderen VerkehrsmiUel dngetreren sein sollten. Dementspre~ 
cnend wurde bestiinmt, daß in den Fällen des Artikels 2 Abs .. 1 Satz 1 das Ueber~ 
-einkommen für die gesamte Beförderung gilt. Bei den Ber.atungen in Genf setzte 

. " sich jedoch die Auffassung durch, daß dieser Grundsatz hinsichtlich der Haftung 
gewissen Einschränkungen unterliegen müsse; die Haftung des Straßenfracht~ 
führ,ers müsse ;der Haftung des iFrachtführers für das andere Y,erkehrsmittel 
;entsprechen bei dessen Benutzung der Schaden ,eingetret,en sei, s·o daß die 
Haftung d~s Straßenfr,achtfühl'1ers dem Absender gegenüber t'\tsächlich dem 
Betrag gleichkomme, den der Stiaßenfrachtführer vom Unternehmer des ander,en 
Y,erkehrsmittels y,erlangen könne. Bei der Fmmulierungdieses Gedankens er~ 
gaben sich jedoch ,erhebliche Schwierigk,eiten. 

Wie einer der maßgeblichen Mitarheiter an den Entwürfen der CMR, Profess:or 
Dr. J. Hostie vom Internationalen Institut für die Vereinheitlichung des Priva& 
rechts, in oeinerausführlichen Erklärung über die Annahme der endgültigen 
Fassung von Artikel 2 CMR. dargelegt hat, konnte man nämlich nicht einfach 
sagen, daß due Haftung des Straßenfrachtführers für den Tdl der Beförderung, 
der nicht auf der Straße y,or sich geht, n.ach dem y,ertrag,e festgesetzt werden 
sollte, den der Straßenfrachtführer und der Unternehmer des anderen Y'erkehrs~ 
mittels tatsächlich ,abgeschlossen haben. Das war deshalb nicht möglich, weil der 
Gegenstand beider Y,erträge v,erschieden ist. Der Absender schließt mit dem .. 
Straßenfr,achtführer duen Y'ertrag über die Beförderung hestimmter Güter. 
Der Straßenfrachtführer schHeßt demg,egenüher mit dem Unternehmer des 
anderen Y,erkehrsmittels ,einen Y,ertrag über die Beförderung dnes' beladenen 
Fahrz,eugs, dess'en Ladung aus y,erschiedenen Sendungen bestehen kann. Die Y'er~ 
schi:edenheit dieser Y,crträge könnte, wIe Pl'1ofessor Hostie weiter ausgeführt hat, 
bedeutsame Bolgen haben. S'O ist nach Artikel 4 § 5 des Brüss.eler Seel1echt~ 
abkJommens y,om 25. August 1924 d~e Haftung auf 100 Pfd. Sterling Je Stück 
heschränkt. Bei Beförderu.ng ,eil:),es beladenen Fahrz,eugs über See würde damit 
die Haftung für das F.ahrz,eug mit dem Gut auf insgesamt 100 Pfd. Sterling 
begr,enzt sein, da das Fahrz,eug mit dem Gut sicherlich als nur dn Stück im 
Sinne der Haftungsb:estimmungen des Brüssder Abkommens anzusehen wäl"e, 
Man gelangte daher in Genf zu der Ueb:erz'eugung, daß ,es zu Zweifeln geführt 
hätte oder zu. y,erwickdten und ungel1echten Lösungen, wenn man sich bei der 

, F,estlegung. der I;laftung des Straßenfrachtführers gegenüber dem Absender auf 
den zwischen dem Straßenfrachtführer und dem Frachtfühl'er des anderen 
V,erk'ehrsmittels tatsächlich g,eschlossenen Vertrag bezügen hätte. So kam man 
dazu, bei der F,estlegung der Haftung des Straßenfrachtführers einen imaginären 
V,ertrag zwischen dem Absender und dem Frachtfühl"er des anderen Y,erk:ehrs" 
mittels zugrunde zu legen, d. h. den Straßenfrachtführ,er dem Absender gegenüber 
so haften zu lassen, als wenn dn lediglich das Gut betreffender Beförderungs~ 
vertrag zwischen dem Absender und dem .Frachtfühl'er des anderen Y'erkehrs" 
mittels nach den zwing,enden Ymschriften des für die Beförderung durch das 
a~dere Y,erkehrsmittel geltenden R,echts geschlossen worden wäre. Soweit zwin" 
gende Y,orschriften dieser Art nicht bestehen, hielt man ,es jedoch für zweckmäßig, 
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die Haftung des Straßen frachtführers gegenüber dem Absender für Y'erlust, 
Beschädigung und Lieferfristüberschreitung sich nach den Vorschriften der CMR 
richten zu lassen, um insbesondere Klauseln über die Beschränkung oder sogar 
den Ausschluß der Haftung des Straßenfrachtführers vorzubeugen. 

W,enn die Fassung y,on Artikel 2 CMR auch nicht gerade sehr glücklich slCin 
dürfte, so stellt dieser Artikel mit seiner R!egdung wenigstens eines Teilgebietes 
des gemischten Y,erkehrs doch immerhin einen gewissen Fortschritt dar. Im Inter~ 
esse y,on Wirtschaft und Vier kehr wäre allerdings eine umfassender,e Regelung' 
sehr zu begrüßen. Es bleibt daher zu hoffen, daß die nach dem Unterzdchnungs~ 
pwtok:oll der CMR in Aussicht genommenen Y,erhandlungen über ein inter" 
naüonales Abkommen über den gemischten Ylerk:ehr bald in Angriff genommen 
und zu ,einem raschen und ,erfolgrdchen Abschluß gebracht werden. 




